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ger geworden, die an die Stelle großvolu-
miger Strahler und Himmelsscheinwerfer
getreten sind. Damit ist das thema der
Zulässigkeit innerstädtischer Beleuch-
tungskonzepte endgültig im Umweltrecht
gelandet, wo es fachlich auch hingehört.

Das Bundes-immissionsschutzgesetz
benennt licht ausdrücklich als eine rele-
vante emissionsquelle. es fordert von
anlagenbetreibern, künstliches licht auf
ein Minimum zu reduzieren, und will da-
mit vermeidbaren Umweltschäden vor-
beugen. im urbanen raum können auch
Menschen eine aufwühlende außenbe-
leuchtung als störend empfinden. Sogar
gesundheitsschäden sind zu befürchten,
wenn nächtlicher lichtstress dauerhaft
die Schlafqualität beeinträchtigt. Schließ-
lich sind Verkehrsgefährdungen möglich.

Künstliches licht kann auch für Fauna
und Flora schädlich sein. Deswegen ent-
halten die naturschutzgesetze inzwi-
schen einschränkende regelungen zu
außenbeleuchtungen baulicher anlagen.
Sie gelten nicht nur für den außenbe-
reich, sondern auch für Siedlungsflächen.

Zum Schutz von lichtempfindlichen
tier- und Pflanzenarten sowie insekten
bestimmt etwa das Hessische naturschutz-
gesetz, dass lichtquellen an gebäuden
keine aufhellung der direkten Umgebung
und keine Fernwirkung verursachen dür-
fen, soweit die Beleuchtung nicht aus
gründen der öffentlichen Sicherheit erfor-
derlich ist. Besonderheiten gelten für
Denkmäler und Sakralbauten. Schließlich
lässt sich durch einen Verzicht auf künstli-
ches licht Strom sparen, was sich positiv
auf den Klimaschutz auswirken kann.

Wie lassen sich diese vielfältigen und
teils widerstreitenden Belange in der
Praxis in ein harmonisches Miteinander

bringen? Hier stellen sich grundsätzli-
che Fragen: ist die gemischt genutzte
Stadt europäischer Prägung lebensart in
der Vielfalt oder Bühne für fernwirksa-
me ereignisse? Wann kippt ein inner-
städtisches Beleuchtungskonzept in
lichtverschmutzung, die auch licht-
smog genannt wird? Darunter wird
meist die Störung der natürlichen Dun-
kelheit durch künstliches licht verstan-
den, die vor allem in dicht besiedelten
regionen auftritt. gesetzlich definiert
ist das jedoch nirgends.

ein sehr deutscher Weg zur Konfliktlö-
sung wäre die Hochzonung der von der
Umweltministerkonferenz 2012 be-
schlossenen licht-richtlinie zum Vollzug
des Bundes-immissionsschutzgesetzes zu
einer rechtsverbindlichen technischen
anleitung zum Schutz gegen licht (ta
licht). Damit würde man analog zum
Umgang mit lärm handeln, der seit lan-
gem in der technischen anleitung zum
Schutz gegen lärm (ta lärm) geregelt
ist. Die länder nordrhein-Westfalen und
Brandenburg haben die licht-richtlinie
für ihre Verwaltungen seit längerem für
verbindlich erklärt.

gegen die Schaffung einer ta licht
spricht aber, dass die einführung einer
bundesweit geltenden Verwaltungsvor-
schrift das gegenteil des allseits für er-
forderlich gehaltenen Bürokratieabbaus
wäre. Stattdessen wäre es besser, die
Konfliktlösung entsprechend dem ge-
danken der Subsidiarität auf der kommu-
nalen ebene anzusiedeln. tatsächlich
gibt es vereinzelt lokale initiativen hierzu
wie die seit 2021 geltende lichtschutz-
leitlinie der landeshauptstadt Potsdam.

aktuell hat sich Darmstadt auf diesen
Weg begeben, die sich als „Stadt im

Wald“ versteht. ihr Magistrat hat kürz-
lich eine lichtleitlinie als praktische an-
leitung zur Planung städtischer licht-
quellen beschlossen. Die öffentliche Be-
leuchtung soll am Ziel ausgerichtet
werden, die natürliche Dunkelheit der
nacht zu bewahren. Die Vorgaben der
leitlinie sollen später in Form einer
kommunalen Satzung konkretisiert wer-
den. gleichzeitig hat die Stadt für priva-
te gebäudebesitzer einen lichtleitfaden
beschlossen, der praktische empfehlun-
gen zu einer nachhaltigen außenbe-
leuchtung aufzeigen soll.

Was für die südhessische residenz-
stadt richtig ist, kann für die internatio-
nal ausgerichtete Handels- und Messe-
stadt Frankfurt falsch sein. Frankfurt ist
in der Welt für seine Hochhäuser bekannt
und sieht sich insoweit im Wettbewerb
mit anderen Metropolen. Zur Pflege die-
ses alleinstellungsmerkmals unter den
deutschen großstädten hat die Stadtver-
ordnetenversammlung 2024 den Hoch-
hausentwicklungsplan fortgeschrieben.
eine angemessene und zeitgemäße illu-
mination der Stadtkrone als gesamt-
kunstwerk ist auch ein element im Wett-
bewerb der Städte. Wie die Hochhäuser
selbst muss sich auch ihre Beleuchtung
mit der Umgebung auseinandersetzen.

letztlich sollten die privaten und öf-
fentlichen akteure vor Ort aushandeln,
welche Detaillösungen im Spagat zwi-
schen Standortmarketing und rücksicht
auf Mensch und Umwelt passend sind.
nicht immer bedarf es dazu ausführlicher
rechtlicher regelungen. eine gut gestal-
tete lichtplanung ist ein kreativer Pro-
zess, der Dialog voraussetzt.

in Frankfurt hat das über Jahrzehnte
ohne regelwerk hervorragend geklappt,
indem die Stadt mit den privaten eigen-
tümern informell ein gemeinsames leit-
bild entwickelt und für dessen akzeptanz
in der Stadtgesellschaft geworben hat.
Die zeitgemäße antwort auf goethes
vermeintlichen ruf nach mehr licht wä-
re also: lasst uns vor Ort gemeinschaftli-
che absprachen finden, ob, wo und wie
mehr und anderes licht benötigt wird.

Thomas Schröer ist Fachanwalt für Verwal-
tungsrecht und Geschäftsführer der FPS
Rechtsanwaltsgesellschaft in Frankfurt. Michael
Kummer ist Rechtsanwalt dort und war bis
2014 Leiter der Bauaufsicht Frankfurt.

D er legende nach soll die
lichtgestalt der deutschen
Kultur, Johann Wolfgang von
goethe, auf dem totenbett

„mehr licht“ gefordert haben. Fast zwei-
hundert Jahre nach goethes ableben ist
dieser ruf auf neue Weise aktuell. Die
Forderung betrifft heute aber nicht mehr
goethes Wohnräume in Weimar, son-
dern die Hochhäuser der Frankfurter
Skyline, die angeblich eine hellere, bun-
tere, aufgeregtere inszenierung verlangt.

im internet finden sich Videos, die
einen im Bankenviertel neu entstandenen
Hochhauspulk in pulsierender Beleuch-
tung zeigen. Mancher befürchtet schon
lichtverschmutzung durch die Frankfurter
Skyline. Schnell wird die Debatte grund-
sätzlich mit der Frage, wem das licht der
Stadt gehört.

in der Vergangenheit hat die Stadt
Frankfurt viel Wert darauf gelegt, dass
die Stadtkrone abends und im Winter mit
dezenter eleganz und Zurückhaltung
lichttechnisch inszeniert wird. Die Be-
leuchtung versteht sich als dauerhafte
gestaltung. anlassbezogene effekte sind
nicht vorgesehen. allenfalls das illumi-
nierte Pyramidendach des abseits der in-
nenstadt gelegenen, aber stadtbildprä-
genden Messeturms darf in der Weih-
nachtszeit eine lichtinstallation in Form
einer roten Kopfbedeckung tragen. Die
teilweise eng beieinanderstehenden tür-
me im Bankenviertel glänzten dagegen
bislang durch ihre architektur, deren
Wirkung lichttechnisch betont wird. Wie
konnte die Stadt das sicherstellen?

Hierauf gibt es keine einfache antwort.
Der erste Blick fällt auf die Hessische Bau-
ordnung, die seit jeher der gefahrenab-
wehr dient, in materieller Hinsicht aber
kaum greifbare aussagen enthält. Fest
steht nur, dass Fassaden von Hochhäusern
als Sonderbauten einer bauordnungsrecht-
lichen genehmigung bedürfen. Das gilt
auch für die installation und den Betrieb
von lichtquellen. Unterstützend wirkt im
einzelfall der Denkmalschutz.

Bei näherer Betrachtung sind licht-
strahlen im rechtlichen Sinne als immis-
sionen zu werten. Um überhaupt in den
anwendungsbereich der Bauordnung zu
kommen, forderte die Stadt bislang von
den Betreibern genehmigungsunterla-
gen und nutzungsbeschreibungen ein
und konnte so die inhalte der jeweiligen
Beleuchtungskonzepte mitbestimmen.

Dieser Weg ist seit dem Siegeszug fast
körperloser leD-lichtbänder schwieri-

Wenn Häuser in der
nacht leuchten, wird das
zum Politikum. Mancher
schöne anblick muss
sich gegen den Vorwurf
der lichtverschmutzung
wehren. Wie sehr darf
ein gebäude strahlen?
Von Michael Kummer
und Thomas Schröer,
Frankfurt
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